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Straßenbaubeitragssatzung der Stadt Jena / SBS 2008 
 
Aufgrund der §§ 19 Abs. 1, 21 und 22 Abs. 3 Satz 1 der Thüringer Gemeinde- und Landkreisordnung (Thüringer Kommunal-
ordnung - ThürKO) in der Fassung der Bekanntmachung vom 28. Januar 2003 (GVBl. S. 41) zu letzt geändert durch Artikel 
12a des Gesetzes vom 24. Juni 2008 (GVBl. S. 134) und der §§ 2 und 7 des Thüringer Kommunalabgabengesetzes (Thür-
KAG) in der Fassung der Bekanntma chung vom 19. September 2000 (GVBl. S. 301) zuletzt geändert durch Artikel 1 des 
Gesetzes vom 17. Dezember 2004 (GVBl. S. 889) hat der Stadtrat der Stadt Jena folgende Satzung über die Erhebung von 
Beiträgen für die Erneuerung, Verbesserung, Erweiterung, Anschaffung oder Herstellung von Verkehrsanlagen (Straßenbau-
beitragssatzung / SBS 2008) in der Sitzung am 05. November 2008 beschlossen: 
 

§ 1 
Erhebung von Straßenbaubei trägen 

 
(1) Zur anteiligen Deckung ihres Aufwandes für die Erneuerung, Verbesserung, Erweiterung, Anschaffung oder Herstel-

lung von öffentlichen Verkehrsanlagen, insbesondere ihrer Straßen, Wege, Plätze, erhebt die Stadt Jena in ihren Ge -
meindegrenzen aufgrund des § 7 Thüringer Kommunalabgabengesetz/ThürKAG Beiträge nach Maßgabe dieser Sat-
zung, soweit nicht nach dem Baugesetzbuch/BauGB Erschließungsbeiträge zu erheben sind. 
Sie erhebt diese Straßenbaubeiträge als Gegenleistung für die besonderen beitragsrechtlichen Vorteile, welche dem in § 
12 genannten Kreis der Beitragspflichtigen aus der Erneuerung, Verbesserung, Erweiterung, Anschaffung oder Her-
stellung der öffentlichen Verkehrsanlagen erwachsen, sofern diese Beitragspflichtigen über eine beitragsrechtlich quali-
fizierte Inanspruchnahmemöglichkeit der betreffenden öffentlichen Verkehrsanlagen verfügen. 

(2) Zu den beitragspflichtigen Verkehrsanlagen im Sinne des Absatzes 1 gehören auch die 
1.) aus tatsächlichen oder rechtlichen Gründen mit Kraftfahrzeugen nicht befahrbaren öffentlichen Wohnwege, 
2.) selbstständigen öffentlichen Grünanlagen und Kinderspielplätze, sofern diese Anlagen in der Baulast der Stadt Jena 

stehen. 
Für Anlagen, die dem Schutz von Baugebieten gegen schädliche Umwelteinwirkungen im Sinne des Bundesimmissi-
onsschutzgesetzes/BImSchG dienen (Immissionsschutzanlagen), können Beiträge nur aufgrund einer Sondersatzung er-
hoben werden. 

 
§ 2 

Umfang  des  be i tragsfähigen Aufwandes  
 
(1) Beitragsfähig ist insbesondere der Aufwand für 

1.) den Erwerb und die Freilegung der für die Erneuerung, Verbesserung, Erweiterung, Anschaffung oder Herstellung 
der Verkehrsanlagen benötigten Grundflächen (einschließlich der dazugehörenden Nebenkosten), 

2.) den Wert der von der Stadt Jena aus ihrem Vermögen bereitgestellten Flächen zum Zeitpunkt der Bereitstellung 
(einschließlich der dazugehörenden Nebenkosten), 

3.) die Erneuerung, Verbesserung, Erweiterung, Anschaffung oder Herstellung der Fahrbahnen oder der Mischverkehrs-
flächen, 

4.) die Erneuerung, Verbesserung, Erweiterung, Anschaffung oder Herstellung von 
a) Böschungen, Schutz- und Stützmauern, 
b) selbstständigen und unselbstständigen Kfz-Parkflächen bzw. -Parkstreifen, 
c) selbstständigen und unselbstständigen Gehwegen, 
d) selbstständigen und unselbstständigen Radwegen, 
e) selbstständigen und unselbstständigen kombinierten Rad- und Gehwegen, 
f) Rinnen und Bordsteinen, 
g) Straßenbeleuchtungseinrichtungen, 
h) Straßenoberflächenentwässerungseinrichtungen, 
i) unselbstständigen Grünanlagen bzw. dem Straßenbegleitgrün. 

(2) Der beitragsfähige Aufwand umfasst auch den Wert der von der Stadt Jena aus ihrem Ve rmögen bereitgestellten Sachen 
und Rechte im Zeitpunkt der Bereitstellung. 

(3) Beitragsfähig sind ebenso die Kosten für Fremdfinanzierung, Eingriffe in Natur und Landschaft sowie die Planungs-
leistungen Dritter. 

(4) Nicht beitragsfähig ist der Aufwand für die gesonderte Erneuerung, Verbesserung, Erwe iterung, Anschaffung oder 
Herstellung von Hoch- und Tiefstraßen sowie Brücken, Tunnels und Unterführungen inklusive den dazugehörigen 
Rampen, mit Ausnahme der Kostenbestandteile ihrer beitragspflichtigen Teileinrichtungen (z. B. Fahrbahn, Beleuch-
tungsanlage). 

(5) Nicht beitragsfähig sind ebenso die Kosten für die laufende Unterhaltung und Instandsetzung der in § 1 genannten Ver-
kehrsanlagen. 
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§ 3 
Art  der  Ermitt lung des  bei tragsfähigen Aufwandes  

 
(1) Der beitragsfähige Aufwand wird nach den der Stadt Jena in Rechnung gestellten tatsächlichen Aufwendungen ermit-

telt, Fremdfinanzierungszinsen werden berechnet. Im Falle von der Stadt Jena aus ihrem Vermögen bereitgestellten Flä -
chen wird der beitragsfähige Aufwand nach deren Wert zum Zeitpunkt der Bereitstellung ermittelt. 

(2) Ist mit der  Erneuerung, Verbesserung, Erweiterung, Anschaffung oder Herstellung von öffentlichen Verkehrsanlagen 
begonnen worden, die Beendigung der Arbeiten jedoch nicht absehbar, so bleiben die bereits entstandenen Kosten be-
stehen und werden bei Abschluss der beitragspflichtigen Arbeiten zu den Fertigstellungskosten hinzu gerechnet. 

 
§ 4 

Ante i l  der  Stadt  Jena  und der  Be i tragspf l i cht igen 
am be i trags fäh igen  Aufwand 

 
(1) Die Stadt Jena trägt den Teil des beitragsfähigen Aufwandes nach § 2, welcher 

a) auf die Inanspruchnahme der öffentlichen Verkehrsanlagen durch die Allgemeinheit entfällt, 
b) bei der Verteilung des Aufwandes nach § 5 auf ihre eigenen Grundstücke entfällt. 
Der übrige Teil des Aufwandes ist von den Beitragspflichtigen zu tragen. 

(2) Überschreiten Verkehrsanlagen die nach Abs. 3 anrechenbaren Breiten, so trägt die Stadt Jena den durch die Über-
schreitung verursachten Mehraufwand aus ihren allgemeinen Haushaltsdeckungsmitteln. 

(3) Der Anteil der Beitragspflichtigen am Aufwand nach Abs. 1 Satz 2 und die anrechenbaren Breiten der Verkehrsanlagen 
werden wie folgt festgesetzt bei 
a) Verkehrsanlagen, die von ihrer Zweckbestimmung her hauptsächlich der Inanspruchnahme durch Anliegergrundstü-
cke und bevorteilte Hinterliegergrundstücke dienen: 
  anrechenbare  Breiten Kosten- 
 Anl iegers t raßen in Kern-,  anteil 
  Gewerbe - in sonstigen der 
 Teileinrichtung und Industrie- Baugebieten Beitrags- 
  gebieten  pflichtigen 
 1.1 Fahrbahn 8,50 m 5,50 m 60 %  
 1.2 Parkstreifen je  5,00 m je  5,00 m 60 %  
 1.3 Radweg (einschl. Sicherheitsstreifen) je  1,75 m je  1,75 m 60 %  
 1.4 Gehweg je  2,50 m je  2,50 m 60 %  
 1.5 kombinierter Rad- und Gehweg je  4,25 m je  4,25 m 60 %  
 2.   Mischverkehrsfläche 20,00 m 17,00 m 60 %  
 3.   Straßenbeleuchtung .  /  . .  /  . 60 %  
 4.   Straßenoberflächenentwässerung .  /  . .  /  . 60 %  
 5.   unselbstständige Grünanlagen je  2,00 m je 2,00 m 60 %  
 6.   Straßenbegleitgrün je  2,00 m je 2,00 m 60 %  

 
b) Verkehrsanlagen, die von ihrer Zweckbestimmung her sowohl gleichzeitig der Inanspruchnahme durch Anlieger-
grundstücke und bevorteilte Hinterliegergrundstücke dienen, als auch den Verkehr innerhalb von Baugebieten oder inner-
halb von im Zusammenhang bebauten Ortsteilen aufnehmen: 
  anrechenbare  Breiten Kosten- 
 H a u p t e r s c h l i e ß u n g s s t r a ß e n  in Kern-,  anteil 
  Gewerbe- in sonstigen der 
 Tei le inr ichtung und Industrie- Baugebieten Beitrags- 
  gebieten  pflichtigen 
 1.1 Fahrbahn 8,50 m 6,50 m 45 %  
 1.2 Parkstreifen je  5,00 m je  5,00 m 55 %  
 1.3 Radweg (einschl. Sicherheitsstreifen) je  1,75 m je  1,75 m 45 %  
 1.4 Gehweg je  2,50 m je  2,50 m 55 %  
 1.5 kombinierter Rad- und Gehweg je  4,25 m je  4,25 m 50 %  
 2.   Mischverkehrsfläche 20,00 m 18,00 m 50 %  
 3.   Straßenbeleuchtung .  /  . .  /  . 55 %  
 4.   Straßenoberflächenentwässerung .  /  . .  /  . 55 %  
 5.   unselbstständige Grünanlagen je  2,00 m je 2,00 m 55 %  
 6.   Straßenbegleitgrün je  2,00 m je 2,00 m 55 %  
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c) Verkehrsanlagen, die von ihrer Zweckbestimmung her hauptsächlich dem durchgehenden in nerörtlichen Verkehr 
oder dem überörtlichen  Durchgangsverkehr dienen: 
  anrechenbare  Breiten Kosten- 
 H a u p t v e r k e h r s s t r a ß e n  in Kern-,  anteil 
  Gewerbe- in sonstigen der 
 Tei le inr ichtung und Industrie- Baugebieten Beitrags- 
  gebieten  pflichtigen 
 1.1 Fahrbahn 8,50 m 8,50 m 20 %  
 1.2 Parkstreifen je  5,00 m je  5,00 m 50 %  
 1.3 Radweg (einschl. Sicherheitsstreifen) je  2,50 m je  2,50 m 20 %  
 1.4 Gehweg je  2,50 m je  2,50 m 50 %  
 1.5 kombinierter Rad- und Gehweg je  7,50 m je  7,50 m 35 %  
 2.   Straßenbeleuchtung .  /  . .  /  . 35 %  
 3.   Straßenoberflächenentwässerung .  /  . .  /  . 35 %  
 4.   unselbstständige Grünanlagen je  2,00 m je 2,00 m 50 %  
 5.   Straßenbegleitgrün je  2,00 m je 2,00 m 50 %  
 
d) Verkehrsanlagen, die von ihrer Zweckbestimmung her Fußgängerstraße bzw. Fußgängerzone sind: 
  anrechenbare  Breiten Kosten- 
 F u ß g ä n g e r g e s c h ä f t s s t r a ß e n  in Kern-,  anteil 
  Gewerbe- in sonstigen der 
 Tei le inr ichtung und Industrie- Baugebieten Beitrags- 
  gebieten  pflichtigen 
 Öffentliche Fläche einschl. Fahrbahnbereich, Radfahrflä-

che, Parkstreifen, Gehweg, dem Stra ßenbegleitgrün, der 
Straßenbeleuchtung sowie der Straßenoberflächenentwäs-
serung 

 
 
 
20,00 m 

 
 
 
18,00 m 

 
 
 
55 %  

  
(4) Im Sinne des Absatzes 3 gelten als: 

1. Mischverkehrsfläche: 
Verkehrsanlagen, die in ihrer ganzen Breite keine Trennung zwischen Fahrbahn, Radweg, Parkstreifen und/oder Geh-
weg besitzen und von Fußgängern ebenso wie von Kraftfahrzeugen benutzt werden dürfen. 
2. Fußgängergeschäftsstraße bzw. Fußgängerzone: 
Verkehrsanlagen, die in ihrer gesamten Breite dem Fußgängerverkehr dienen, auch wenn eine zeitlich begrenzte Nut-
zung für den Anlieferverkehr möglich ist. 
3. kombinierter Rad- und Gehweg: 
Teileinrichtung einer Verkehrsanlage, die gleichermaßen von Fußgängern und Radfahrern benutzt werden darf. 

(5) Fehlt bei einer Verkehrsanlage ein Parkstreifen oder fehlen beide, so erhöht sich die an-rechenbare Breite der Fahrbahn 
maximal um je 2,50 m pro Parkstreifen, falls und soweit auf der Anlage eine Parkmöglichkeit geboten wird. 

(6) Bei den in Absatz 3 genannten Baugebieten handelt es sich um beplante wie unbeplante Gebiete. Die in Abs. 3 Buchsta-
ben a) bis d) genannten Bre iten sind Durchschnittsbreiten. 

(7)Grenzt eine Verkehrsanlage ganz oder in einzelnen Abschnitten mit einer Seite an ein Kern-, Gewerbe- oder Indust-
riegebiet sowie mit der anderen Seite an ein sonstiges Baugebiet und ergeben sich dabei nach Abs. 3 unterschiedliche 
anrechenbare Breiten, so gilt für die gesamte Verkehrsanlage die größere Breite. 

(8) Für Verkehrsanlagen, bei denen die festgesetzten anrechenbaren Breiten oder Kostenanteile der Beitragspflichtigen 
offensichtlich nicht zutreffen, werden durch eine gesonderte Satzung im Ein zelfall die anrechenbaren Breiten und An-
teile der Beitragspflichtigen festgesetzt. 

 
 

§ 5 
Verte i lung  des  umlagefähigen  Aufwandes  

 
(1) Der nach den §§ 2 bis 4 ermittelte Aufwand wird nach Maßgabe ihrer Flächen auf die Grundstücke verteilt, denen durch 

die Verkehrsanlage besondere beitragsrechtliche Vorteile vermittelt werden. Dabei wird die unterschiedliche Nutzung 
der Grundstücke nach deren Art und Maß durch Gewichtung der maßgeblichen Grundstücksfläche mit dem nach den 
Absätzen 5 und 8 maßgeblichen Nutzungsfaktor berücksichtigt. 

(2) Als Grundstücksfläche i. S. des Abs. 1 gilt grundsätzlich der Flächeninhalt des Buchgrundstückes im bürgerlich-rechtli-
chen Sinn. Soweit Flächen beitragspflichtiger Grundstücke baulich oder gewerblich nutzbar sind, richtet sich die Er -
mittlung des Nutzungsfaktors nach Absatz 5 bis 7. 
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Für die übrigen Grundstücksflächen (einschließlich der im Außenbereich liegenden Teilflächen jenseits einer Bebau-
ungsplangrenze, einer Tiefenbegrenzungslinie oder der Grenze einer Satzung nach § 34 Abs. 4 BauGB) richtet sich die 
Ermittlung des Nutzungsfaktors nach Absatz 8. 

(3) Als baulich oder gewerblich nutzbar gilt bei beitragspflichtigen Grundstücken 
a) die insgesamt oder teilweise im Geltungsbereich eines Bebauungsplanes und mit der Restfläche innerhalb eines im 
Zusammenhang bebauten Ortsteiles liegen: die Gesamtfläche des Grundstückes, 
b) die über die Grenzen eines Bebauungsplanes in den Außenbereich hinausreichen: die Fläche im Bereich des Be-

bauungsplanes, 
c) die im Bereich einer Satzung nach § 34 Abs. 4 BauGB liegen und bei Grundstücken, die über die Grenzen einer 

solchen Satzung hinausreichen: die Fläche im Satzungsbereich, 
d) für die kein Bebauungsplan und keine Satzung nach § 34 Abs. 4 BauGB besteht, 

I) wenn sie insgesamt innerhalb des im Zusammenhang bebauten Ortsteiles (§ 34 BauGB) lie gen: die Gesamtflä-
che des Grundstückes, 
II) wenn sie mit ihrer Fläche teilweise im Innenbereich (§ 34 BauGB) und teilweise im Außenbereich (§ 35 
BauGB) liegen: die Gesamtfläche des Grundstücks, höchstens jedoch die Fläche zwischen der Verkehrsanlage 
und einer Linie, die in einem gleichmäßigen Abstand von 45 Metern zu ihr verläuft, 

e) die über die sich nach Buchstabe b), c) oder Buchstabe d) Ziffer II) ergebenden Grenzen hinaus bebaut oder gewerb-
lich genutzt sind: die Fläche zwischen der Verkehrsanlage und einer Linie hierzu, die in dem gleichmäßigen Abstand 
verläuft, welcher der übergreifenden Bebauung oder gewerblichen Nutzung entspricht. 

(4) Bei beitragspflichtigen Grundstücken, die 
a) nicht baulich oder gewerblich, sondern nur in vergleichbarer Weise nutzbar sind (z. B. Friedhöfe, Sportplätze, Frei-

bäder, Dauerkleingärten) oder innerhalb des im Zusammenhang bebauten Ortsteils so genutzt werden, oder 
b) ganz oder teilweise im Außenbereich (§ 35 BauGB) liegen oder wegen entsprechender Festsetzungen in einem Be -

bauungsplan nur in anderer Weise nutzbar sind (z. B. landwirtschaftliche Nutzung) 
ist die Gesamtfläche des Grundstücks bzw. die Fläche des Grundstücks zugrunde zu legen, die von den Regelungen in 
Abs. 3 nicht erfasst wird. 

(5) Zur Berücksichtigung des unterschiedlichen Maßes der Nutzung wird die Fläche von Grundstücken, die nach Abs. 3 
baulich oder gewerblich nutzbar sind vervielfacht mit 
a ) 1,00 bei einer Bebaubarkeit mit 1 beitragsrechtlichem Vollgeschoss , 

b ) 1,25 bei einer Bebaubarkeit mit 2 beitragsrechtlichen Vollgeschossen, 

c ) 1,50 bei einer Bebaubarkeit mit 3 beitragsrechtlichen Vollgeschossen, 

d ) 1,75 bei einer Bebaubarkeit mit 4 und 5 beitragsrechtlichen Vollgeschossen, 

e ) 2,00 bei einer Bebaubarkeit mit 6 und 7 beitragsrechtlichen Vollgeschossen, 

f) 2,25 bei einer Bebaubarkeit mit mehr als 7 beitragsrechtlichen Vollgeschossen. 
(6) Für Grundstücke, die ganz oder teilweise innerhalb des Geltungsbereiches eines Bebauungsplanes liegen, ergibt sich die 

Zahl der beitragsrechtlichen Vollgeschosse wie folgt: 
a) Ist die Zahl der Vollgeschosse festgesetzt, aus der höchstzulässigen Zahl der festgesetzten Vollgeschosse. 
b) Sind nur Baumassenzahlen festgesetzt, gilt als Zahl der beitragsrechtlichen Vollgeschosse die Baumassenzahl geteilt 

durch 3,5 (wobei Bruchzahlen unter 0,5 auf die vorausgehende volle Zahl abgerundet und solche ab 0,5 auf die 
nächstfolgende volle Zahl aufgerundet werden). 

c) Ist nur die zulässige Gebäudehöhe festgesetzt, gilt als Zahl der beitragsrechtlichen Vollgeschosse die höchstzulässige 
Höhe geteilt durch 3,5 (wobei Bruchzahlen unter 0,5 auf die vorausgehende volle Zahl abgerundet und solche ab 0,5 
auf die nächstfolgende volle Zahl aufgerundet werden); dies gilt in gleicher Weise auch für den Fall, dass sowohl die 
zulässige Gebäudehöhe als auch gleichzeitig eine Baumassenzahl festgesetzt is t. 

d) Dürfen nur Garagen oder Stellplätze errichtet werden, gilt die Zahl von einem beitragsrechtlichen Vollgeschoss je 
Nutzungsebene. 

e) Ist eine gewerbliche oder industrielle Nutzung ohne Bebauung festgesetzt, gilt die Zahl von einem Vollgeschoss. 
f) Ist tatsächlich eine höhere als die festgesetzte Zahl der Vollgeschosse vorhanden oder zugelassen, so ist diese 

zugrunde zu legen; dies gilt entsprechend, wenn die zulässige Baumassenzahl oder die höchstzulässige Gebäude-
höhe überschritten wird. 

(7) Für Grundstücke außerhalb des Geltungsbereiches eines Bebauungsplanes oder für Grundstücke, für die ein Bebauungs-
plan die Zahl der Vollgeschosse, die Baumassenzahl oder die Gebäudehöhe nicht festsetzt, ergibt sich die Zahl der Voll-
geschosse: 
a) bei bebauten Grundstücken aus der Höchstzahl der tatsächlich vorhandenen beitragsrechtlichen Vollgeschosse, 
b) bei unbebauten, aber bebaubaren Grundstücken, die nicht als Garten genutzt werden, aus der Zahl der auf den 

Grundstücken der näheren Umgebung überwiegend vorhandenen beitragsrechtlichen Vollgeschosse, 
c) bei Grundstücken, auf denen nur Garagen oder Stellplätze bzw. Carports zulässig oder vorhanden sind oder bei 

Grundstücken, welche als Garten genutzt werden, wird ein beitragsrechtliches Vollgeschoss zugrunde gelegt, 
d) bei Grundstücken, auf denen keinerlei Bebauung zulässig ist, die aber gewerblich oder industriell genutzt werden 

bzw. genutzt werden können, wird ein beitragsrechtliches Vollgeschoss zugrunde gelegt 
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e) Sind nur Baumassenzahlen festgesetzt, gilt als Zahl der beitragsrechtlichen Vollgeschosse die Baumassenzahl geteilt 
durch 3,0 (wobei Bruchzahlen unter 0,5 auf die vorausgehende volle Zahl abgerundet und solche ab 0,5 auf die 
nächstfolgende volle Zahl aufgerundet werden). 

(8) Für die Flächen nach § 5 Abs. 4 gelten als Nutzungsfaktoren bei Grundstücken, die 
a) aufgrund entsprechender Festsetzungen in einem Bebauungsplan nicht baulich oder gewerb lich sondern nur in ver-

gleichbarer Weise nutzbar sind (unter anderem Friedhöfe, Sportplätze, Freibäder, Dauerkleingärten) oder innerhalb 
des im Zusammenhang bebauten Ortsteils so genutzt werden: 0,5 

b) im Außenbereich liegen oder wegen entsprechender Festsetzungen in einem Bebauungsplan nur in (nachfolgend 
aufgelisteter) anderer Weise als in den Absätzen 5 und 8 Buchstabe a) nutzbar sind, sofern 
I) sie ohne Bebauung sind, bei 
Ia) Waldbestand oder wirtschaftlich nutzbaren Wasserflächen: 0,0167 
Ib) Nutzung als Grünland oder Ackerland: 0,0333 
Ic) gewerblicher Nutzung (z. B. Bodenabbau pp.): 1,0 
II) auf ihnen Wohnbebauung, landwirtschaftliche Hofstellen oder landwirtschaftliche Nebengebäude (z. B. Feld-

scheunen) vorhanden sind, für eine Teilfläche, die sich rechnerisch aus der Grundfläche der Baulichkeiten geteilt 
durch die Grundflächenzahl 0,2 ergibt: 1,0  
mit Zuschlägen für das zweite und jedes weitere tatsächlich vorhandene beitragsrechtliche Vollgeschoss entspre-
chend der Staffelung nach Abs. 5; für die Restfläche gilt Ziffer I, 

III)sie als Campingplatz genutzt werden und eine Bebauung besteht, für eine Teilfläche, die sich rechnerisch aus der 
Grundfläche der Baulichkeiten geteilt durch die Grundflächenzahl 0,2 ergibt: 1,0 mit Zuschlägen für das zweite 
und jedes weitere tatsächlich vorhandene beitragsrechtliche Vollgeschoss entsprechend der Staffelung nach Abs. 
5; für die Restfläche gilt Ziffer I, 

IV)sie gewerblich genutzt und bebaut sind, für eine Teilfläche, die sich rechnerisch aus der Grundfläche der Baulich-
keiten geteilt durch die Grundflächenzahl 0,2 ergibt: 1,3  
mit Zuschlägen für das zweite und jedes weitere tatsächlich vorhandene beitragsrechtliche Vollgeschoss entspre-
chend der Staffelung nach Abs. 5; für die Restfläche gilt Ziffer I, 

V)sie ganz oder teilweise im Geltungsbereich einer Satzung nach § 35 Abs. 6 BauGB liegen, für die von der Satzung 
erfassten Teilflächen: 1,3  
mit Zuschlägen für das zweite und jedes weitere tatsächlich vorhandene beitragsrechtliche Vollgeschoss entspre-
chend der Staffelung nach Abs. 5, 

VI)sie in einer der baulichen oder gewerblichen Nutzung vergleichbaren Weisegenutzt werden (z.  B. Friedhöfe, 
Sportplätze, Freibäder, Dauerkleingärten): 0,5. 

(9) Beitragsrechtliche Vollgeschosse im Sinne dieser Satzung sind alle Geschosse, deren Deckenoberkante im Mittel mehr als 
1,40 m über die Geländeoberfläche hinausragt und die über mindestens zwei Drittel ihrer Grundfläche eine lichte Höhe 
von mindestens 2,00 m haben. 
Ist die Zahl von beitragsrechtlichen Vollgeschossen wegen der Besonderheit des Bauwerkes nicht feststellbar, so werden 
bei gewerblich oder industriell genutzten Grundstücken je angefangene 3,50 m und bei allen in anderer Weise baulich ge-
nutzten Grundstücken je angefangene 3,00 m Höhe des Bauwerkes (Traufhöhe) als ein beitragsrechtliches Vollgeschoss 
berechnet. 

(10) Religiöse Gebäude (z. B. Kirchen) werden, abweichend von anderen nicht-religiösen Gebäuden der Kirche, stets als 
eingeschossige Gebäude behandelt. 

 
§ 6 

Artzuschlag  
 
(1) Zur Berücksichtigung der unterschiedlichen Art der Nutzung werden die in § 5 festgesetzten Faktoren um den Wert 0,3 

erhöht 
a) bei Grundstücken in durch Bebauungsplan festgesetzten Kern-, Gewerbe- und Industriegebieten sowie Sondergebie-

ten mit der Nutzungsart: Einkaufszentren und großflächige Handelsbetriebe, Messe, Ausstellung und Kongresse, 
b) bei Grundstücken in Gebieten, in denen ohne Festsetzung durch Bebauungsplan eine Nutzung wie in den unter 

Buchstabe a) genannten Gebieten vorhanden oder zulässig ist, wenn diese Nutzung nach Maßgabe der Geschossflä-
chen überwiegt, 

c) bei Grundstücken außerhalb der unter den Buchstaben a) und b) bezeichneten Gebiete, die gewerblich, industriell 
oder in ähnlicher Weise genutzt werden (so z. B. Grundstücke mit Büro-, Verwaltungs-, Post-, Bahn-, Krankenhaus- 
und Schulgebäuden), wenn diese Nutzung nach Maßgabe der Geschossflächen überwiegt. 

(2) Absatz 1 gilt nicht für die durch selbstständige Grünanlagen als Verkehrsanlage/n erschlossenen Grundstücke. 
 

§ 7 
Mehrfach  ersch lossene  Grundstücke 

 
(1) Grundstücke an zwei oder mehreren beitragspflichtigen Verkehrsanlagen im Sinne dieser Satzung werden für jede An-

lage mit der Maßgabe herangezogen, dass sich ergebende Beiträge jeweils um ein Drittel gekürzt werden. Das gekürzte 
Drittel trägt die Stadt Jena aus ihren allgemeinen Deckungsmitteln. 
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(2) Die Ermäßigung für mehrfach erschlossene Grundstücke gilt nicht für die in § 6 Abs. 1 Buchstaben a bis c bezeichneten 
Grundstücke. 

 
§ 8  

Abschnittsbildung, Verkehrsanlageneinheit und Abrechnungsgebiet 
 
(1) Für selbstständig benutzbare Abschnitte einer Verkehrsanlage kann der Aufwand durch Abschnittsbildung getrennt 

ermittelt und abgerechnet werden. Erstreckt sich eine straßenbauliche Maßnahme auf mehrere Straßenabschnitte der 
Verkehrsanlage, für die sich nach § 4 Abs. 3 dieser Satzung unterschiedliche anrechenbare Breiten oder unterschiedli-
che Anteile der Beitragspflichtigen ergeben, so sind die Straßenabschnitte gesondert abzurechnen. Über die Bildung von 
Abschnitten einer Verkehrsanlage entscheidet der vom Stadtrat hierzu bevollmächtigte Ausschuss im Einzelfall. 

(2) Für zwei selbstständige Verkehrsanlagen, welche eine beitragsrechtlich zulässige Einheit bilden, kann der Aufwand 
insgesamt ermittelt werden. Über die Bildung der Verkehrsanlageneinheit entscheidet der vom Stadtrat bevollmächtigte 
Ausschuss im Einzelfall. 

(3) Sämtliche Grundstücke, welche beitragsrechtlich die qualifizierte Möglichkeit haben, eine Verkehrsanlage, den Ab-
schnitt einer Verkehrsanlage entsprechend Absatz 1 oder eine Ve rkehrsanla geneinheit nach Absatz 2 in Anspruch zu 
nehmen, bilden, unter Berücksichtigung von § 1 Abs. 1 die ser Satzung, das Abrechnungsgebiet. 

 
§ 9  

Kostenspaltung  
 
(1) Der Straßenbaubeitrag kann für 

1. - die Fahrbahn, 
2. - den Radweg bzw. die Radwege, 
3. - den Gehweg bzw. die Gehwege, 
4. - den kombinierten Rad-/Gehweg bzw. die kombinierten Rad-/Gehwege, 
5. - die unselbstständige Kfz-Parkfläche bzw. die unselbstständigen Kfz-Parkflächen, 
6. - die Straßenbeleuchtungseinrichtung, 
7. - die Straßenoberflächenentwässerung, 
8. - die unselbstständige Grünanlage bzw. die unselbstständigen Grünanlagen, 
9. - das Straßenbegleitgrün 
gesondert und in beliebiger Reihenfolge entsprechend den Regelungen dieser Satzung erhoben werden. 

(2) Über die Anwendung der Kostenspaltung/en entscheidet der vom Stadtrat bevollmächtigte Ausschuss im Einzelfall. 
 

§ 10 
Voraus le i s tungen auf  den Straßenbaubei trag  

 
Sobald mit der Durchführung der Straßenbaumaßnahme begonnen worden ist, kann die Stadt Jena Vorausleistungen in 
Form von Vorauszahlungen bis zur Höhe der voraussichtlichen Beitragsschuld erheben. 
 

 
§ 11 

Ablösung des  Straßenbaubei trages  
 
Der Straßenbaubeitrag kann vor der Entstehung der Beitragspflicht durch Vertrag abgelöst werden. Der Ablösungsbetrag 
richtet sich nach der voraussichtlichen Höhe des nach Maßgabe dieser Satzung zum Stand des Abschlusses eines Ablö-
sungsvertrages zu ermittelnden Straßenbaubeitrages. Ein Rechtsanspruch auf Ablösung besteht nicht. 
 

§ 12 
Bei tragspf l icht ige  

 
(1) Beitragspflichtig ist derjenige, welcher im Zeitpunkt der Bekanntgabe des Beitragsbescheides der im Grundbuch einge-

tragene Eigentümer des heranzuziehenden Grundstückes ist. Ist das  Grundstück mit einem Erbbaurecht belastet, ist der 
Erbbauberechtigte beitragspflichtig. 
Ist das Grundstück mit einem dinglichen Nutzungsrecht nach Artikel 233 § 4 des Einführungsgesetzes zum Bürgerlichen 
Gesetzbuch belastet, so ist der Inhaber dieses Rechts anstelle des Eigentümers beitragspflichtig. 
Mehrere Beitragspflichtige eines Grundstückes sind Gesamtschuldner; bei Wohnungs- und Teileigentum sind die einzelnen 
Wohnungs- und Teileigentümer nur entsprechend ihrem Miteigentumsanteil beitragspflichtig. 

(2) Soweit Abgabepflichtiger der Eigentümer oder Erbbauberechtigte eines Grundstücks ist und dieser nicht im Grundbuch ein-
getragen ist oder sonst die Eigentums - oder Berechtigungslage ungeklärt ist, so ist derjenige abgabepflichtig, der im Zeitpunkt 
des  Entstehens der Abgabepflicht der Besitzer des betroffenen Grundstücks ist. Bei einer Mehrheit von Besitzern ist jeder ent-
sprechend der Höhe seines Anteils am Mitbesitz zur Abgabe verpflichtet.  
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§  13  
Ents tehung  und Fä l l igke i t  der  Be i tragsschuld 

 
(1) Die Beitragsschuld entsteht 

a) mit dem Eingang der letzten für die Baumaßnahme ausgestellten Rechnung bzw. im Falle der Abschnittsbildung gemäß 
§ 8  dieser Satzung nach der Beendigung des Abschnittes mit dem Ein gang der letzten hierfür ausgestellten Rech-
nung, sofern in beiden Fällen die Baumaßnahme tatsächlich beendet ist, ansonsten mit der tatsächlichen Beendigung 
der Baumaßnahme nach Ein gang der letzten Rechnung. 

b) im Falle der Kostenspaltung gemäß § 9 dieser Satzung nach der tatsächlichen Beendigung der Teilmaßnahme mit 
dem Eingang der letzten hierfür ausgestellten Rechnung; ist die Teilmaßnahme noch nicht beendet, die letzte Rech-
nung jedoch bereits eingegangen, mit der tatsächlichen Beendigung der Teilmaßnahme. 

c) bei der Bildung von Verkehrseinheiten gemäß § 8 Abs. 2 dieser Satzung nach der Beendigung der Maßnahmen an 
den die Verkehrseinheit bildenden Verkehrsanlagen mit dem Eingang der letzten hierfür ausgestellten Rechnung. Ist 
die Baumaßnahme noch nicht beendet, die letzte Rechnung jedoch bereits eingegangen, entsteht die Be itragsschuld 
mit der tatsächlichen Beendigung der Baumaßnahme. 

(2) Der Straßenbaubeitrag wird einen Monat nach Bekanntgabe des Beitragsbescheides fällig. 
 

§ 14 
In-Kraft-Treten, Außer-Kraft-Treten 

 
Die Satzung tritt am Tage nach ihrer Bekanntmachung in Kraft. Gleichzeitig tritt die Satzung der Stadt Jena über die Erhe-
bung von Beiträgen für die Verbesserung, Erneuerung und Erwe iterung von Verkehrsanlagen (SBS ´94) vom 08. Dezember 
1993 (veröffentlicht im Amtsblatt Nr. 5/94 vom 28. Februar 1994, Seite 2), zuletzt geändert durch Satzung vom 01. Juni 
1999 (veröffentlicht im Amtsblatt 22/99 vom 10. Juni 1999, Seite 186), außer Kraft. 
 
ausgefertigt: 
Jena, 05.12.2008 
 
Stadt Jena 
DER OBERBÜRGERMEISTER 
 
gez. Dr. Albrecht Schröter 
(Oberbürgermeister)   (Siegel) 
 

______________________________________________________________________________ 
 
Hinweis zu § 14 der SBS 2008: 
 
Satzungen treten immer in ihrer letzten geänderten Fassung außer Kraft. 
 
Die SBS 2008 wurde am 05. November 2008 vom Stadtrat der Stadt Jena in der hier veröffentlichten Form beschlossen. Am 
06. November 2008 hat die Stadt Jena in ihrem Amtsblatt 44/2008 bezüglich der in § 14 benannten SBS ´94 vom 08. De-
zember 1993 die „Satzung zur 3. Änderung der Satzung der Stadt Jena über die Erhebung von Beiträgen für die Verbesse-
rung, Erneuerung und Erweiterung von Verkehrsanlagen“ veröffentlicht, die am 07. November 2008 in Kraft getreten ist. 
 
Dies bedeutet, dass die in § 14 benannte SBS ´94 seit dem 07. November 2008 zuletzt geändert war, durch die im Amtsblatt 
44/2008 veröffentlichte Satzung. Entsprechend setzt § 14 diese Fassung der SBS ´94 außer Kraft. 
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Öffentliche Bekanntmachungen 
 
 
Bekanntmachung über die öffentliche Aus -
legung des überarbeiteten Entwurfes zum 
Regionalplan Ostthüringen 
 
Am 28.11.2008 hat die Planungsversammlung der Re-
gionalen Planungsgemeinschaft Ostthüringen die Frei-
gabe des nach der Öffentlichkeits- und Behördenbeteili-
gung überarbeiteten Entwurfes zum Regionalplan Ost-
thüringen zur Anhörung und öffentlichen Auslegung 
beschlossen. 
 
Gemäß § 10 Abs. 6 des Thüringer Landesplanungsgeset-
zes (ThürLPlG) vom 15.Mai 2007 (GVBl. S. 45) ist der 
Entwurf zum Regionalplan erneut auszulegen, wenn er 
nach der Öffentlichkeits- und Behördenbeteiligung ge-
mäß § 10 Abs. 3 und 4 ThürLPlG geändert wird und 
dadurch die Grundzüge der Planung berührt werden. Die 
öffentliche Auslegung erfolgt bei den in der Regionalen 
Planungsgemeinschaft Ostthüringen zusammengeschlos-
senen Gebietskörperschaften, den Landkreisen Altenbur-
ger Land, Greiz, Saale-Holzland-Kreis, Saale-Orla -Kreis 
und Saalfeld-Rudolstadt, den kreisfreien Städten Gera 
und Jena, der großen kreisangehörigen Stadt Altenburg 
sowie den kreisangehörigen Städten Eisenberg, Greiz, 
Pößneck, Rudolstadt, Saalfeld, Schmölln und Zeulenroda 
(seit 01.02.2006 Zeulenroda-Triebes). 
 
Ort und Dauer der öffentlichen Auslegung sowie Anga-
ben dazu, welche Arten umweltbezogener Informationen 
verfügbar sind, werden hiermit gemäß § 10 Abs. 3 Satz 3 
ThürLPlG bekannt gemacht. 
 
Die Planunterlagen des überarbeiteten Entwurfes zum 
Regionalplan Ostthüringen sowie die wesentlichen, be-
reits vorliegenden umweltbezogenen Stellungnahmen 
liegen 
 

vom 22.12.2008 bis einschließlich 30.01.2009  
 

in der Stadtverwaltung Jena 
Am Anger 15, 07743 Jena, 

Büro Oberbürgermeister, Zimmer 1.17 
 
während folgender Öffnungszeiten: 
 
22.12.2008 bis 02.01.2009 
Montag, 22.12. und Dienstag, 23.12. 8:00 bis 12:00 Uhr 
 und 13:00 bis 15:00 Uhr 
Montag, 29.12. und Dienstag, 30.12. 9:00 bis 12:00 Uhr 
 und 13:00 bis 15:00 Uhr 
Freitag, 02.01. geschlossen 
 
ab 05.01.2009 
Montag-Donnerstag 8:00 bis 12:00 Uhr 
 und 13:00 bis 17:30 Uhr 
Freitag 8:00 bis 12:00 Uhr 
 
zur Einsichtnahme durch jedermann aus. 
 

Als Arten umweltbezogener Informationen sind Angaben 
zu den Schutzgütern Boden, Wasser, Klima/Luft, Biolo-
gische Vielfalt/Fauna/Flora, Landschaft, Mensch, Kultur-
/Sachgüter und deren Wechselbeziehungen verfügbar. 
 
Stellungnahmen zum überarbeiteten Entwurf des Regio-
nalplanes Ostthüringen können innerhalb der Ausle-
gungsfrist vorgebracht werden. Darüber hinaus können 
Stellungnahmen direkt gegenüber der 
 

Regionalen Planungsstelle Ostthüringen 
beim Thüringer Landesverwaltungsamt 

Hermann-Drechsler-Str. 1 
07548 Gera 

 
vorgebracht bzw. als E-Mail an die Adresse 
 

regionalplanung-ost@tlvwa.thueringen.de  
 
übermittelt werden. 
 
Es wird ausdrücklich darauf hingewiesen, dass nach § 10 
Abs. 3 Satz 4 ThürLPlG nicht fristgerecht abgegebene 
Stellungnahmen bei der Beschlussfassung über den Re-
gionalplan unberücksichtigt bleiben können. 
 
Ergänzend sind allgemeine Informationen und der über-
arbeitete Entwurf des Regionalplanes im Internet unter 
 

www.regionalplanung.thueringen.de  
 
abrufbar. 
 
Jena, den 01.12.2008 
 
gez. Dr. Schröter 
Oberbürgermeister 
 
 
 

 

Thüringer Landesamt für 
Bau und Verkehr 

- Außenstelle Sonderhausen - 
 

Bekanntmachung 
über einen Antrag auf Erteilung einer Lei-

tungs- und Anlagenrechtsbescheinigung 
Az. N0059/2008-3112-03 und N0060/2008-3111-03 

 
Die Bescheinigungsstelle für Versorgungsleitungen -das 
Landesamt für Bau und Verkehr, Außenstelle Sonders-
hausen- gibt bekannt, dass die Stadtwerke Jena-Pöß-
neck GmbH, Rudolstädter Straße 39 in 07745 Jena 
einen Antrag auf Erteilung einer Leitungs- und Anlagen-
rechtsbescheinigung für die bestehende 
 
Fernwärmeleitungstrasse mit Zubehör (Strom-, Ener-
gie- und Informationskabel, Drainage und Entwässerung) 
in Jena-Ammerbach  und 
 
Fernwärmeleitungstrasse mit Zubehör  (Strom-, Ener-
gie- und Informationskabel, Drainage und Entwässerung) 
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in Jena-Burgau mit einer Schutzstreifenbreite von 3 m 
bzw. 5  m beidseitig ab Außenkante der Fernwärmelei-
tungen, Heizka näle und Bauwerke bzw. Sammelkanäle 
und 1 m ab Außenkante Mischgrube gemäß § 9 Abs. 4 
Grundbuchbereinigungsgesetz (GBBerG) vom 20. De-
zember 1993 (BGBl. S. 2182) gestellt hat. 
Die von der Anlage betroffenen Grundstückseigentümer 
der Gemarkungen 
Ammerbach, Flur 7, Flurstücke 15, 16, 17/1, 17/2, 18, 

20, 25, 30, 31, 32/4 
und 37; 

 Flur 8, Flurstück 806; 
 
Burgau, Flur 3, Flurstücke 100, 302/8, 302/12, 

306/16, 316/2, 366/1, 
379/5 und 382/3; 

Flur 4, Flurstücke 1, 2, 3, 18/2, 21/2, 
37/1 und 37/2; 

Flur 5, Flurstücke 77/6, 101/1, 109/3, 
113/2  und 115/2; 

 
können den eingereichten Antrag sowie die beigefügten 
Unterlagen innerhalb von 4 Wochen vom Tag dieser 
Bekanntmachung an beim Landesamt für Bau und Ver-
kehr, Bescheinigungsstelle für Versorgungsleitungen, 
Außenstelle Sondershausen, 99706 Sondershausen, 
Waldstraße 2 (im Gebäude der BIC Nordthüringen 
GmbH, Telefon 03632 623-250), dienstags zwischen 
8.30 Uhr und 12.00 Uhr sowie 13.00 Uhr und 16.30 Uhr, 
donnerstags und freitags zwischen 8.30 Uhr und 12.00 
Uhr bzw. nach vorheriger Terminvereinbarung einsehen. 
Die Bescheinigungsstelle für Versorgungsleitungen er-
teilt die Leitungs- und Anlagenrechtsbescheinigung nach 
Ablauf der Auslegungsfrist gem. § 9 Abs. 4 GBBerG in 
Verbindung mit § 7 Abs. 4 und 5 Sachenrechtsdurchfüh-
rungsverordnung - SachenR-DV-vom 20.Dezember 1994 
(BGBl. I S. 3900). 
 
Hinweis zur Einlegung von Widersprüchen: 
Gemäß § 9 Abs. 1 Satz 1 GBBerG ist von Gesetzes we-
gen eine beschränkte persönliche Dienstbarkeit für alle 
am 3. Oktober 1990 bestehenden Energiefortleitungen 
einschließlich der dazugehörigen Anlagen entstanden. 
 
Die durch Gesetz entstandene beschränkte persönliche 
Dienstbarkeit dokumentiert nur den Stand vom 3. Okto-
ber 1990. Alle danach eingetretenen Veränderungen 
müssen durch einen zivilrechtlichen Vertrag zwischen 
den Versorgungsunternehmen und dem Grundstücksei-
gentümer geklärt werden. 
Da die Dienstbarkeit durch Gesetz bereits entstanden ist, 
kann ein Widerspruch nicht damit begründet werden, 
dass kein Einverständnis mit der Belastung des Grund-
buches erteilt wird. 
Ein zulässiger Widerspruch kann nur darauf gerichtet 
sein, dass die von dem antragstellenden Unternehmen 
dargestellte Leitungsführung nicht richtig ist. Dies be-
deutet, dass ein Widerspruch sich nur dagegen richten 
kann, dass das Grundstück gar nicht von einer Leitung 
betroffen ist oder in anderer Weise, als von dem Unter-
nehmen dargestellt. 
Wir möchten Sie daher bitten, nur in begründeten Fällen 
von Ihrem Widerspruchsrecht Gebrauch zu machen. 

Der Widerspruch kann beim Landesamt für Bau und 
Verkehr, Bescheinigungsstelle für Versorgungsleitungen, 
Außenstelle Sondershausen, Waldstraße 2 in 99706 Son-
dershausen schriftlich oder zur Niederschrift bis zum 
Ende der Auslegungsfrist erhoben werden. Entspre-
chende Formulare liegen in der Bescheinigungsstelle 
bereit. 
 
Sondershausen, den 01.12.2008 
 
Freistaat Thüringen 
Landesamt für Bau und Verkehr 
Bescheinigungsstelle für Versorgungsleitungen 
Außenstelle Sondershausen 
 
Im Auftrag 
 
gez. Lampe 
Außenstellenleiterin 
 
 
 
Tagesordnung der Sondersitzung des 
Stadtrates Jena 
 
Am Mittwoch,  17.12.2008, 17:00 Uhr, findet im 
Rathaus, Markt 1, eine Sondersitzung des Stadtrates der 
Stadt Jena statt. 
 
Tagesordnung: 
1. Bestätigung der Niederschrift über die 50. Sitzung 

des Stadtrates am 05.11.2008 -öffentlicher Teil- 
2. Beschlussvorlage Oberbürgermeister - Satzung zur 

Änderung der Hauptsatzung - Ortsbürgermeister 
Vorlage: 08/1528-BV 

3. Beschlussvorlage CDU-Fraktion - Budget für 
Ortschaften der Großgemeinde Jena 
Vorlage: 08/1497-BV 

4. Beschlussvorlage Oberbürgermeister - Satzung zur 
Änderung der Hauptsatzung - 
Aufwandsentschädigungen für Stadträte u.a. 
Vorlage: 08/1529-BV 

5. Beschlussvorlage Oberbürgermeister - 
Fraktionszuwendungen 
Vorlage: 08/1561-BV 

6. Beschlussvorlage Oberbürgermeister - 
Wirtschaftsplan für das Jahr 2009 der JenA4 GmbH 
Vorlage: 08/1586-BV 

7. Beschlussvorlage Fraktion Bündnis 90/Die Grünen - 
Weiterentwicklung des Bürgerhaushalts 2009 
Vorlage: 08/1567-BV 

8. Berichtsvorlage Oberbürgermeister - Ergebnisse der 
Bürgerbeteiligung 
Vorlage: 08/1581-BE 

9. Beschlussvorlage Fraktion DIE LINKE. - Einrichtung 
eines Sozialfonds 
Vorlage: 08/1572-BV 

10. Beschlussvorlage Fraktion DIE LINKE. - Änderung 
der Betreuungsverträge für Tagesmütter 
Vorlage: 08/1573-BV 
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11. Beschlussvorlage Fraktion DIE LINKE. - 
Erweiterung der Schülerbeförderungsleistungen 
Vorlage: 08/1575-BV 

12. Beschlussvorlage Jugendhilfeausschuss - Ergänzende 
Personalversorgung in Kindertagesstätten - 
Weiterentwicklung der Strukturqualität in Jenaer 
Kindertageseinrichtungen 
Vorlage: 08/1559-BV 

13. Beschlussvorlage Jugendhilfeausschuss - 
Gebührensatzung für die Benutzung der kommunalen 
Kindertagesstätten - Fortschreibung des erhöhten 
Freibetrages 
Vorlage: 08/1560-BV 

14. Beschlussvorlage CDU-Fraktion, SPD-Fraktion, 
Fraktion Bündnis 90/Die Grü nen und FDP-Fraktion - 
Haushaltbegleitbeschluss 2009 
Vorlage: 08/1591-BV 

15. Beschlussvorlage Oberbürgermeister - Haushaltsplan 
2009 der Stadt Jena 
Vorlage: 08/1538-BV 

16. Beschlussvorlage Oberbürgermeister - 
Ausschreibungsunterlagen - Beschränkter 
künstlerischer Wettbewerb für ein Denkmal "Zum 
Gedenken an die kommunistisch verfolgten 
Demokraten in der SBZ und DDR" 
Vorlage: 08/1550-BV 

17. Beschlussvorlage Fraktion BÜRGER FÜR JENA - 
Kommunale Bürgerbefra gung zum Ostbad 
Vorlage: 08/1565-BV 

 
Der Oberbürgermeister 
 
 
 

 
Öffentliche Bekanntmachung 

 Ausschusssitzungen  
 

Am 16.12.2008, 19.00 Uhr, findet im Seminarraum im 
Anbau des Volksbades  die  84. Sitzung des Kulturaus-
schusses  statt. 
 
Tagesordnungl: 
1. Tagesordnung 
2. Protokollbestätigung 
3. Haushalt 2009 – Bildungsservice/Schulen 
4. Budget für Ortschaften der Großgemeinde Jena 
 Vorlage: 08/1497-BV  
5. Einrichtung eines Sozialfonds; Vorlage: 08/1572-BV 
6. Erweiterung der Schülerbeförderungsleistungen; 

Vorlage: 08/1575-BV 
7. Förderung der Kulturvereine 2009 (Institutionelle 

Förderung) 
8. Ausschreibungsunterlagen - Beschränkter 

künstlerischer Wettbewerb für ein Denkmal 
 "Zum Gedenken an die kommunistisch verfolgten 

Demokraten in der SBZ und DDR" 
 Vorlage: 08/1550-BV (Beschluss) 
9. Sonstiges  
 
Der Ausschussvorsitzende  

 
 
 

Öffentliche Ausschreibungen 
 
 

 
 
Interessensbekundungsverfahren zum Bau 

und Betrieb einer Kindertagesstätte am 
Beutenberg-Campus in Jena 

 
Der Stadtrat der Stadt Jena hat am 05.11.2008 beschlos-
sen, das auf dem Gelände des Beutenberg-Campus in 
Jena eine Kindertagesstätte errichtet und betrieben wer-
den soll. 
1. Die Kindertagesstätte soll auf dem Gelände des 

Beutenberg-Campus, Winzerlaer Straße in 07745 
Jena, Gemarkung Ammerbach, Flur 12, Flurstück 
29/3 errichtet werden. Den besonderen Gegeben-
heiten des Wissenschaftsstandorts Beutenberg-Cam-
pus ist bei der Planung, dem Bau und dem Betrieb 
Rechnung zu tragen. 

2. Nach der Fertigstellung soll die Einrichtung Kinder 
im Alter zwischen 3 Monaten bis zum Schuleintritt 
aufnehmen. Sie soll über eine Kapazität von maxi-
mal 60 Plätzen verfügen, wobei der Umfang der 
Betreuungsplätze für Kinder unter 3 Jahren 30 Plätze 
betragen soll. 

3. Für die Investitionen beim Bau der Einrichtung 
können Fördermittel für die Plätze für Kinder unter 
3 Jahre entsprechend der Förderrichtlinien zum 
Bundesprogramm zum Ausbau der Plätze in Kin-
dertagesstätten sowie der entsprechenden Thüringer 
Verwaltungsvorschrift beantragt werden. 

4. Der Eigentümer des Grundstückes, der Freistaat 
Thüringen, wird einen Erbbaupachtvertrag mit dem 
künftigen Betreiber abschließen. Das Grundstück hat 
eine Größe von etwa 1500 m² und wird zu einem 
üblichen Erbbauzins als Erbbaupachtgrundstück für 
25 bis 30 Jahre zum Bau und Betrieb einer Kinder-
tagesstätte zur Verfügung gestellt. 

5. Die Einrichtung wird mit Inbetriebnahme in den 
Kindertagesstättenbedarfsplan aufgenommen. Zur 
Finanzierung des Betriebes wird zwischen dem 
Betreiber und der Stadt Jena entsprechend der übli-
chen vertraglichen Bedingungen eine Vereinbarung 
zur Erstattung der erforderlichen Betriebskosten ge-
mäß § 18 Abs. 4 ThürKitaG geschlossen. Dabei ist 
zu beachten, dass zur Finanzierung der laufenden 
Grundstücks - und Gebäudekosten incl. der gebäude-
bedingten Betriebskosten jährlich maximal insge-
samt 90.000 € erstattet werden. 

6. Ein Vorzugskontingent an Betreuungsplätzen für die 
am Standort ansässigen Institute bzw. deren Mitar-
beiter ist zu berücksichtigen. 

7. Der künftige Betreiber muss mit der Campusverwal-
tung einen gesonderten Nutzervertrag über die Ver- 
und Entsorgung mit Medien abschließen.  

 
Folgende Unterlagen sind vom Bewerber einzureichen: 
1. Darstellung des Trägers und wenn abweichend des 
Bauherren 
2. Konzept zum Betrieb der Einrichtung 
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3. Angaben zum Bauvorhaben  
4. Ein Kosten und Finanzierungsplan für 

a) Bau und Ausstattung der Einrichtung 
b) Betrieb der Einrichtung 

 
Weitere Auskünfte erhalten Sie unter folgenden Kon-
takten: 
Grundstück sfragen/Nutzervertrag BC:  

Herr Beck, Beutenberg Management und Betreiberge-
sellschaft mbH, Tel. 03641 658100 

Kostenerstattung: 
Herr Dr. Blankenburg, Stadtverwaltung Jena, Fachbe-
reich Finanzen, Tel. 03641 49 3005 

Beutenberg -Campus e.V: 
Herr Prof. Boland; Beutenberg-Campus e.V. Tel. 
03641658040 

Bauliche Vorgaben bzw. Gegebenheiten: 
Frau Ecke, Stadtverwaltung Jena, Fachbereich Stadt-
entwicklung/Stadtplanung, Tel. 49 5225 

Bedarf: 
Herr Rubbel, Stadtverwaltung Jena, Dezernat Familie 
und Soziales, Tel. 03641 492749 

 
Für dieses Vorhaben werden alle Interessenten aufgeru-
fen, ihre Unterlagen bis zum 30.01.2009 in einem ver-
schlossenen Umschlag an nachfolgende Adresse zu sen-
den. 

Bürgermeister und  
Dezernent für Familie und Soziales 
Herr Frank Schenker 
Anger 15 
07743 Jena  

Die Unterlagen werden dann von der Verwaltung der 
Stadt Jena gesichtet und gemeinsam mit dem Grund-
stückseigentümer, dem Freistaat Thüringen ausgewertet. 
Die Zusammenfassung wird dem Jugendhilfeausschuss 
zur Empfehlung im Februar 2009 vorgelegt und zur 
Beschlussfassung dem Stadtrat im März 2009 zugeleitet. 
 
Die Unterlagen werden nach Entscheidung des Stadtrats 
an die nicht berücksichtigen Bewerber zurückgesandt. 


